
Information an Landrat (28. Februar 2023)
Verordnung
zur Änderung der Personalverordnungen des 
Regierungsrates

Änderung vom [Datum]

Von diesem Geschäft tangierte Erlasse (NG Nummern)
Neu: –
Geändert: 165.111 | 165.112 | 165.114
Aufgehoben: –

Der Regierungsrat von Nidwalden,

gestützt auf Art. 64 Abs. 1 Ziff. 1 der Kantonsverfassung, in Ausführung 
von Art. 84 des Gesetzes vom 3. Juni 1998 über das öffentlich-rechtli-
che Arbeitsverhältnis (Personalgesetz)1),

beschliesst:

I.
Keine Hauptänderung.

II.
1.
Der Erlass «Vollzugsverordnung zum Personalgesetz (Personalverord-
nung, PersV)»2) vom 1. Dezember 1998 (Stand 1. Januar 2021) wird wie 
folgt geändert:

1) NG 165.1
2) NG 165.111
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§  2a (neu)

Registerauszüge
1 Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber kann folgende Registerauszü-
ge einverlangen:
1. Strafregisterauszug (Privatauszug und Sonderprivatauszug);
2. Betreibungsregisterauszug.

§  4a (neu)

Personalamt
1 Das Personalamt ist für alle Entscheide zuständig, die nicht ausdrück-
lich einer anderen Behörde zugewiesen sind.
2 Es ist insbesondere zuständig für:
1. die Erarbeitung von fachlichen Entscheidungsgrundlagen in Per-

sonal- und allgemeinen Organisationsfragen;
2. die  Vorbereitung und den rechtsgleichen Vollzug der personal-

rechtlichen Erlasse;
3. die Unterstützung bei der Personalrekrutierung;
4. die Ausfertigung aller individuellen Arbeitsverträge;
5. die Beurteilung allgemeiner und individueller Personalfragen;
6. die Sicherstellung der einheitlichen Personalbeurteilung;
7. die Durchführung der Lohngleichheitsanalyse;
8. die Bearbeitung grundsätzlicher Fragen der Führung und der Or-

ganisation;
9. die Schaffung der Voraussetzungen zur geeigneten Aus-, Fort-, 

und Weiterbildung;
10. die Betreuung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer;
11. die Zusammenarbeit mit den Personalverbänden;
12. die Förderung der beruflichen Chancengleichheit  von Frau und 

Mann;
13. die Anordnung vertrauensärztlicher Untersuchungen;
14. die  Vorbereitung und Durchführung von Massnahmen zur  Ver-

meidung  beruflicher  Absenzen  und  zur  rascheren  beruflichen 
Reintegration bei Absenzen infolge Krankheit oder Unfall;

15. die  Personaladministration  sowie  Bereitstellung  einheitlicher  In-
strumente;

16. die Öffentlichkeitsarbeit im Zusammenhang mit der Personalpoli-
tik des Kantons.
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§  8 Abs. 2 (neu)

2 Die Anstellungsinstanz kann die Frist mit Zustimmung des Personal-
amts  ausnahmsweise  bis  längstens  Ende  Kalenderjahr  verlängern, 
wenn der rechtzeitige Bezug der Ferien nicht zumutbar ist.

§  12 Abs. 1
1 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können nach der Meldung an die vor-
gesetzte Person und soweit begründet höchstens folgende bezahlte Ur-
laubstage beziehen, sofern diese in die Arbeitszeit fallen:
1. (geändert) für die Trauung 2 Tage
2. (geändert) bei der Trauung von Kindern, Geschwistern 

oder eines Elternteils: 1 Tag

Titel nach § 14 (neu)

2a Telearbeit

§  15a (neu)

Grundsatz
1 Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber fördert im Rahmen der betrieb-
lichen Möglichkeiten ortsunabhängige Arbeitsformen (Telearbeit).
2 Telearbeit  liegt vor, wenn Mitarbeitende regelmässig einen Teil  ihrer 
Arbeitsleistung an einem auswärtigen, mit der Informatikinfrastruktur der 
Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers vernetzten Arbeitsort, erbringen.
3 Diese Bestimmungen gelten nicht für Telearbeit  in besonderen oder 
ausserordentlichen Lagen.

§  15b (neu)

Freiwilligkeit
1 Telearbeit ist für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter freiwillig. Es be-
steht kein Rechtsanspruch.
2 Für die Telearbeit zahlt die Arbeitgeberin beziehungsweise der Arbeit-
geber keine zusätzlichen Entschädigungen aus.
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§  15c (neu)

Voraussetzungen, Umfang
1 Die vorgesetzte Person kann Telearbeit bewilligen, wenn:
1. die Tätigkeit für Telearbeit geeignet ist und in Bezug auf Effizienz, 

Effektivität  und Qualität  wie am regulären Arbeitsplatz  erbracht 
werden kann;

2. die um Telearbeit ersuchende Person mit ihrem Tätigkeitsgebiet 
vertraut ist und ihre Arbeit selbstständig und zuverlässig erledigen 
kann;

3. der Telearbeitsplatz ein ungestörtes und effizientes Arbeiten er-
möglicht  und die geltenden Bestimmungen des Datenschutzes, 
der  Datensicherheit  und  der  Schweigepflicht,  des  Arbeits-  und 
Gesundheitsschutzes sowie die geltenden Weisungen eingehal-
ten werden können;

4. die Organisation und Arbeit in der Amtsstelle dadurch nicht we-
sentlich erschwert werden;

5. allfällig  eingesetzte  elektronische  Arbeitsmittel  den  sicherheits-
technischen Kriterien genügen.

2 Vom vertraglich vereinbarten Beschäftigungsgrad können Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in der Regel höchstens 50 Prozent in Form von 
Telearbeit leisten.

§  15d (neu)

Vereinbarung
1. Grundsatz
1 Für die Telearbeit schliessen die vorgesetzte Person und die Mitarbei-
terin beziehungsweise der Mitarbeiter  eine schriftliche Telearbeitsver-
einbarung ab.
2 In dieser Vereinbarung werden die wichtigsten Grundsätze und Rah-
menbedingungen nach den Vorgaben des Personalamtes geregelt.

§  15e (neu)

2. Dauer, Kündigung
1 Die Telearbeitsvereinbarung gilt grundsätzlich unbefristet.
2 Jede Partei kann die Vereinbarung in den ersten drei Monaten jeder-
zeit mit sofortiger Wirkung künden. Danach ist eine Kündigung mit einer 
Frist von einem Monat auf das Ende eines Monats möglich.
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3 Aus wichtigem Grund oder im gegenseitigen Einvernehmen kann die 
Vereinbarung jederzeit mit sofortiger Wirkung gekündigt beziehungswei-
se aufgelöst werden.
4 Die Kündigung beziehungsweise Auflösung der Telearbeitsvereinba-
rung hat schriftlich zu erfolgen.

§  15f (neu)

Richtlinien
1 Die für das Personalwesen zuständige Direktion legt in Richtlinien die 
wesentlichen Vorgaben zur Telearbeit  fest,  insbesondere zur Erreich-
barkeit  der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, zum Umgang mit Absen-
zen,  zum  Arbeits-  und  Gesundheitsschutz,  zur  Telefonie,  zum  Ver-
brauchsmaterial, zur technischen Ausstattung oder zum Versicherungs-
schutz.

§  16 Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (geändert)

2 Anschliessend richtet  sich das Krankentaggeld nach dem jeweiligen 
Versicherungsvertrag;  es wird  bis  zum 730.  Tag 80 % des aktuellen 
Lohnes ausbezahlt.
3 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die das ordentliche AHV-Rentenalter 
erfüllt haben, erhalten während den ersten drei beziehungsweise sechs 
Monaten  ebenfalls  den  vollen  Lohn.  Anschliessend  richtet  sich  das 
Krankentaggeld nach dem jeweiligen Versicherungsvertrag; es wird für 
alle Krankheitsfälle zusammen während höchstens 180 Tagen, längs-
tens bis zur Erfüllung des 70. Altersjahres, 80 % des aktuellen Lohnes 
ausbezahlt.

§  17 Abs. 1 (geändert)

1 Bei  Berufsunfällen  haben  die  Mitarbeiterinnen  und  Mitarbeiter  An-
spruch auf die volle Entlöhnung bis zur Wiedererlangung der Arbeitsfä-
higkeit oder Pensionierung sowie auf die Bezahlung der Heilungskosten 
im Rahmen der Versicherungsbedingungen. Vorbehalten bleibt die gan-
ze oder teilweise Auflösung des Arbeitsverhältnisses infolge Invalidität.

2.
Der  Erlass  «Vollzugsverordnung  zum  Personalgesetz  betreffend  die 
Arbeitszeit  (Arbeitszeitverordnung,  AZV)»3) vom  1. Dezember 1998 
(Stand 1. Januar 2014) wird wie folgt geändert:

3) NG 165.112
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§  2 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (geändert)

1 Der Regierungsrat legt auf Antrag der Staatskanzlei die Öffnungszei-
ten unter Berücksichtigung der Bedürfnisse der Kundinnen und Kunden 
sowie der Organisationseinheiten regelmässig fest.
2 Die Öffnungszeiten sind auf der Homepage zu veröffentlichen.
3 In der Zeit  vom 24. Dezember bis und mit  dem 2. Januar bleibt die 
Verwaltung  grundsätzlich  geschlossen.  Fällt  der  3. Januar  auf  einen 
Freitag, bleibt die Verwaltung an diesem Tag ebenfalls geschlossen.

§  3 Abs. 3 (aufgehoben)

3 Aufgehoben.

§  6 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (neu)

1 Während den folgenden Blockzeiten sind grundsätzlich alle Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter anwesend:
Aufzählung unverändert.
2 Die vorgesetzte Person kann gegenüber den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern unter Berücksichtigung betrieblicher Bedürfnisse Ausnahmen 
bewilligen.

§  8 Abs. 1a (neu), Abs. 2
1a Als Tagessitzungen oder Tagungen gelten Veranstaltungen, an denen 
Mitarbeiterinnen  und  Mitarbeiter  aufgrund  ihrer  beruflichen  Funktion 
nach den Vorgaben der vorgesetzten Person teilnehmen.
2 Im weiteren gilt als bezahlte Abwesenheit:
1. (geändert) Besuch eines Arztes, die erforderliche Zeit bis höchstens 

zwei Stunden;
2. Aufgehoben.

§  10 Abs. 2 (geändert)

2 Absenzen infolge Krankheit oder Schwangerschaft, die mehr als fünf 
Arbeitstage beziehungsweise infolge Unfall  mehr als  drei  Arbeitstage 
dauern, sind durch ein ärztliches Zeugnis zu belegen. Die vorgesetzte 
Person ist berechtigt, bereits früher ein ärztliches Zeugnis zu verlangen.
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§  13 Abs. 2 (geändert)

2 Zeitguthaben sind unter Berücksichtigung der betrieblichen Bedürfnis-
se zu kompensieren.

§  17 Abs. 2 (geändert)

2 Eine  schriftlich  vereinbarte  Bandbreite  gilt  unbefristet.  Sie  kann  auf 
Ende eines Kalenderjahres einseitig widerrufen werden.

3.
Der  Erlass  «Vollzugsverordnung  zum  Personalgesetz  betreffend  die 
Aus-, Fort- und Weiterbildung (Weiterbildungsverordnung, WBV)»4) vom 
1. Dezember 1998 (Stand 1. Januar 2014) wird wie folgt geändert:

§  3 Abs. 3 (neu)

3 Mitarbeiterinnen  und  Mitarbeiter  mit  Führungsfunktion  haben  in  der 
Regel binnen eines Jahres nach Übernahme dieser Funktion eine ge-
eignete Führungsausbildung zu beginnen oder nachzuweisen.

§  5 Abs. 3 (geändert)

3 Das Personalamt ist über die erteilten Bewilligungen zu informieren.

§  6 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (neu)

1 Kostenbeiträge an die Weiterbildung werden im Rahmen der bewillig-
ten Kredite gewährt, wenn die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller 
persönlich und fachlich geeignet ist.
2 Steht  ein  vergleichbares  Angebot  der  Verwaltungsweiterbildung 
Zentralschweiz zur Verfügung, ist grundsätzlich dieses zu nutzen.

§  7 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (geändert), Abs. 4 (neu)

1 Für eine ausschliesslich im Interesse der Mitarbeiterin oder des Mitar-
beiters liegende Weiterbildung werden keine Beiträge an das Kursgeld 
oder Prüfungsgebühren geleistet.
2 Für eine Weiterbildung, die sowohl im Interesse der Mitarbeiterin oder 
des  Mitarbeiters  als  auch  im  Interesse  der  Arbeitgeberin  oder  des 
Arbeitgebers ist, können Beiträge bis zur Hälfte des Kursgeldes und der 
Prüfungsgebühren geleistet werden.

4) NG 165.114

7

https://gesetze.nw.ch/data/165.114/de


3 Steht  eine Weiterbildung vorwiegend im Interesse der Arbeitgeberin 
beziehungsweise des Arbeitgebers, können das Kursgeld und die Prü-
fungsgebühren vollständig übernommen werden.
4 Beiträge Dritter an das Kursgeld oder die Prüfungsgebühren werden 
bei  der  Berechnung des Beitrags der  Arbeitgeberin  beziehungsweise 
des Arbeitgebers vorgängig in Abzug gebracht.

§  7a (neu)

Auszahlung
1 Die Arbeitgeberin beziehungsweise der Arbeitgeber zahlt die Kurskos-
ten und Prüfungsgebühren. Ein allfälliger eigener Anteil der Mitarbeiterin 
oder des Mitarbeiters an den Kurskosten wird mit dem Lohn verrechnet.
2 Bei Weiterbildungen mit Weiterbildungsvertrag oder Weiterbildungen, 
die mit Bundesbeiträgen unterstützt werden, hat die Mitarbeiterin bezie-
hungsweise der Mitarbeiter die Kurskosten und die Prüfungsgebühren 
zu bezahlen. Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber zahlt seinen Anteil 
der Mitarbeiterin beziehungsweise dem Mitarbeiter aus. Das Personal-
amt kann für bestimmte Weiterbildungen Ausnahmen festlegen.

§  8 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (aufgehoben), Abs. 3 (geändert)

1 Für bewilligte Weiterbildungen, die während der üblichen Arbeitszeit 
stattfinden,  entrichtet  die  Arbeitgeberin  oder der  Arbeitgeber die  voll-
ständigen Entschädigungen gemäss §§ 27 und 28 der Entlöhnungsver-
ordnung.
2 Aufgehoben.
3 Die Zeit,  die für den Besuch eines bewilligten Weiterbildungskurses 
benötigt wird, kann in der Bewilligung je nach Interessenlage ganz oder 
teilweise als Arbeitszeit angerechnet werden.

§  8a (neu)

Eintritt in bestehende Weiterbildungsvereinbarungen
1 Bei einer Neuanstellung kann die Arbeitgeberin beziehungsweise der 
Arbeitgeber eine bestehende Verpflichtung zur Rückzahlung von Kurs-
geld  oder  Prüfungsgebühren  mit  vorherigen  Arbeitgeberinnen  und 
Arbeitgebern ganz oder teilweise übernehmen, wenn die Voraussetzun-
gen gemäss dieser Verordnung erfüllt sind.
2 Die Auszahlung erfolgt nur, wenn keine Kündigung binnen der Probe-
zeit erfolgt.
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3 Die Rückerstattungspflicht richtet sich nach § 9 ff. Die Verpflichtungs-
zeit beginnt mit dem neuen Arbeitsverhältnis.

III.
Keine Fremdaufhebungen.

IV.
Inkrafttreten
Diese Änderung tritt am ... in Kraft.

Stans, ...

REGIERUNGSRAT NIDWALDEN
 
Landammann
     .....
 
Landschreiber
     .....
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